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Zusammenfassung 

Aktive latente Steuern aus steuerlichen Verlustvorträgen sind im österreichischen UGB seit 

dem RÄG 2014, demnach für Geschäftsjahre beginnend ab 1. Jänner 2016, ausdrücklich 

ansatzfähig. Die Aktivierung von künftigen Steuerentlastungen aufgrund steuerlicher 

Verlustvorträge ermöglicht einen zutreffenden Ausweis der Vermögenslage eines 

Unternehmens. Mit dem ersten Teil der Arbeit wird die Forschungsfrage „Wie wird das mit 

RÄG 2014 eingeführte Wahlrecht zu aktiv latenten Steuern aus steuerlichen Verlustvorträgen 

ausgelegt?“ beantwortet. Dabei wird mithilfe juristischer Auslegungsmethoden sowie 

bisheriger Literatur erstmalig ein umfassender Überblick über die Thematik der Steuerlatenzen 

auf Verlustvorträge gegeben. Der Vergleich mit den Regelungen des dHGB und der IFRS lässt 

große Ähnlichkeiten erkennen, weshalb die Ergebnisse der Arbeit über das UGB hinaus 

indizierend sein können. Es zeigt sich insbesondere, dass Diskussionen hinsichtlich dessen 

bestehen, ob das Wahlrecht als zweistufig auszulegen ist und wie die Anhangangaben zu 

latenten Steueransprüchen auf steuerliche Verlustvorträge zu gestalten sind. Außerdem leitet 

sich aus den theoretischen Ausführungen der Forschungsbedarf für die nachfolgende eigene 

empirische Studie ab. Die quantitativen und qualitativen Analysen von Konzernabschlüssen 

nach dem UGB dienen zur Beantwortung der zweiten Forschungsfrage „Welche Erkenntnisse 

können aus aktuellen UGB-Konzernabschlüssen zum Ansatz und zu Angaben iZm aktiv 

latenten Steuern aus steuerlichen Verlustvorträgen gewonnen werden?“. Die Analyse lässt 

erkennen, dass österreichische Konzerne die Möglichkeit der Berücksichtigung von 

steuerlichen Verlustvorträgen bisher in untergeordnetem Ausmaß (n 49 von 375) in Anspruch 

nehmen und sich eher größere Konzerne dafür entscheiden. Es fehlt jedoch an Angaben, 

inwiefern freiwillig auf die Möglichkeit des Ansatzes verzichtet wurde oder ob die Nicht-

Ausnützung in mangelnden Verlustvorträgen oder unzureichenden Hinweisen auf ein 

ausreichend zu versteuerndes Ergebnis begründet liegt. Überdies vermitteln die 

Anhangangaben generell einen Aufholbedarf, da beispielweise lediglich jeder fünfte Konzern, 

welcher steuerliche Verlustvorträge einberechnet, die explizit gesetzlich geforderten 

Anhangangaben erfüllt. Zudem ergibt die Studie, dass im Falle des Ansatzes von 

Verlustvorträgen die diesbezüglichen latenten Steuern im Median 1,61 % des Eigenkapitals 

betragen. Zur literarischen Diskussion über die Zweistufigkeit können bloß in drei Fällen 

Hinweise auf eine derartige Auslegung seitens der Praxis gefunden werden. Mit der 

vorliegenden Arbeit wird eine Forschungslücke zum österreichischen UGB geschlossen, da 

bislang keine Untersuchung in diesem Umfang rein zu latenten Steueransprüchen auf 

Verlustvorträge, inklusive aktueller empirischer Ergebnisse, zur Verfügung stand. Für 

zukünftige Geschäftsjahre kann die Praxis unter anderem von den dargestellten Best-Practice-

Anhangbeispielen profitieren. Als Implikation für die Forschung kann etwa eine Befragung zur 

Feststellung der Gründe des Nicht-Ansatzes genannt werden. 


